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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung der Alterssicherung für Frauen und 

Kleinstrentner 

(Antrag der Abgeordneten Katzer, Strauß Geisenhofer, 
Varelmann und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Trotz langjähriger einkommensgerechter Beitragsentrichtung 
zur gesetzlichen Rentenversicherung erhalten rd. 800 000 Frauen 
und rd. 230 000 Männer nur eine Rente, die unter oder nur 
wenig über dem Sozialhilfeniveau liegt, weil sie oder der Ehe- 
gatte verhältnismäßig niedrig entlohnt wurden. 


B. Lösung 

Wenn ein Versicherter mindestens 25 Versicherungsjahre mit 
Pflichtbeiträgen einschließlich Ersatz- und Zurechnungszeiten 
belegt hat, sollen all seine Pflichtbeitragszeiten bei der Ermitt- 
lung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage auf den 
Jahreswert von 85 v. H. angehoben werden, sofern der tatsäch- 
liche Durchschnittswert aus diesen Zeiten niedriger ist. Bei 
Renten, die vor dem 1. Januar 1957 zugegangen sind und die 
anläßlich der Rentenreform pauschal umgestellt wurden, sind 
die notwendigen Daten nicht bekannt. Für diese Renten wird 
ein vereinfachtes, technisch realisierbares Verfahren vorge- 
schlagen. 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1972 in Kraft treten. 


C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird mit Ausnahme von rund 4 Millio- 
nen DM im Jahre 1972 für die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung nicht belastet. Bei den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten entstehen Mehrauf- 
wendungen von rd. 930 Millionen DM im Jahre 1972, die aus 
deren Überschüssen finanziert werden können. 
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Der Bundesminister Bonn, den 20. September 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/II A5- AF 1011-32/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Leistung von überplanmäßigen Aus- 
gaben bei Kap. 60 02 Tit. 915 01 - Zuführungen an Kon- 
junkturausgleicbsrücklagen - 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsord- 
nung unterrichte ich den Deutschen Bundestag von folgender 
überplanmäßiger Ausgabe: 

In Ausführung des Beschlusses der Bundesregierung vom 
9. Mai 1971 über die Bildung einer Konjunkturausgleichsrück- 
lage 1971 habe ich meine Einwilligung zur Leistung von über- 
planmäßigen Ausgaben bis zur Höhe von 1 Milliarde DM bei 
Kap. 60 02 Tit. 915 01 Haushaltsjahr 1971 erteilt. 

Nach dem Kabinettsbeschluß vom 9. Mai 1971 ist der Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen beauftragt, auf Grund der 
Vorschriften des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 - StWG - (BGBl. I. 
S. 582) den Konjunkturausgleichsrücklagen Mittel aus Steuer- 
mehreinnahmen bis zu 1 Milliarde DM im Haushaltsjahr 1971 
zuzuführen. Mit den Ländern ist vereinbart worden, daß die 
Zuführungen nach § 7 StWG erfolgen sollen. 

Da im Haushaltsplan 1971 bei Kap. 60 02 Tit. 915 01 - Zuführun- 
gen an Konjunkturausgleichsrücklagen - nur ein Leertitel aus- 
gebracht ist, werden aus formalen Gründen überplanmäßige 
Ausgaben erforderlich. 

Auf Grund der gemeinsamen Empfehlung des Finanzplanungs- 
rates und des Konjunkturrates vom 28. Juni 1971 wird am 
20. September 1971 ein Teilbetrag in Höhe von 500 Millionen 
DM den Konjunkturausgleichsrücklagen des Bundes zugeführt. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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